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IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

Das Landesverwaltungsgericht Tirol hat durch seinen Richter Mag. Dr. Rieser über die 

Beschwerde des AA, vertreten durch Rechtsanwalt Prof. DI Mag. BB, Adresse 1, Z, gegen den 

Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Y vom 26.07.2017, Zl ****, betreffend Waffenverbot 

nach dem Waffengesetz 1996 (WaffG) nach durchgeführter Beschwerdeverhandlung 

 

zu Recht erkannt: 

 

1. Der Beschwerde wird Folge gegeben und der angefochtene Bescheid ersatzlos 

behoben. 

 

2. Die ordentliche Revision ist gemäß Art 133 Abs 4 B-VG nicht zulässig. 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e 

 

 

I. Sachverhalt und rechtliche Erwägungen: 

 

Die Bezirkshauptmannschaft Y hat als belangte Behörde gegen den Beschwerdeführer mit 

Bescheid vom 26.07.2017, Zl ****, ein Waffenverbot gemäß § 12 Abs 1 WaffG verhängt. 

Das Waffenverbot wurde im Wesentlichen damit begründet, dass sich der Beschwerdeführer 

am 08.01.2017 ab ca 02.00 Uhr in der Diskothek X in W aufhielt, wobei er in einem stark 

alkoholisierten Zustand eine geladene Faustfeuerwaffe mit sich trug und diese Waffe nur im 

Hosenbund getragen wurde, sodass sie eindeutig gesehen werden konnte. Weiters wurde von 

der belangten Behörde angezweifelt, dass der Beschwerdeführer die Faustfeuerwaffe 

„dienstlich“ und somit rechtmäßig im Umfang der erfolgten Beschränkung des von der 

belangten Behörde dem Beschwerdeführer ausgestellten Waffenpasses mitführte. Überdies 

wurde ein Vorfall vom Dezember 2013 bei dem ein Messer eine Rolle spielte zur Begründung 

herangezogen. 

In der rechtzeitig eingebrachten Beschwerde wurde Folgendes ausgeführt: 
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„In umseits näher rubrizierter Rechtssache erhebe ich durch meinen ausgewiesenen Vertreter gegen den Bescheid 

der Bezirkshauptmannschaft Y vom 26.07.2017, mit dem über mich ein unbefristetes Waffen- und Munitionsverbot 

verhängt wurde, innerhalb offener Frist nachstehende 

 

Beschwerde, 

 

die ausgeführt wird wie folgt: 

 

Der Bescheid wird vollinhaltlich angefochten. 

 

Der angefochtene Bescheid wurde am 27.07.2017 zugestellt. 

 

Begründung: 

 

1. Gemäß § 12 Abs. 1 Waffengesetz 1996 (WaffG) hat die Behörde einem Menschen den Besitz von Waffen und 

Munition zu verbieten (Waffenverbot), wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß dieser Mensch 

durch mißbräuchliches Verwenden von Waffen Leben, Gesundheit oder Freiheit von Menschen oder fremdes 

Eigentum gefährden könnte. 

 

Diese gesetzlichen Grundlagen haben zur Folge, daß die zuständige Behörde ein Waffenverbot zu erlassen hat, wenn 

bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Adressat durch mißbräuchliches Verwenden von Waffen 

Leben, Gesundheit oder Freiheit von Menschen oder fremdes Eigentum gefährden könnte. Die Behörde hat hiebei 

eine Prognoseentscheidung anzustellen und aus bekannten und beweispflichtigen „Tatsachen“ auf die Gefahr einer 

künftigen mißbräuchlichen Waffenverwendung, die mit einer Gefährdung von Leben, Gesundheit, Freiheit oder 

fremden Eigentum verbunden sein könnte, zu schließen.  

 

Aus welchen „Tatsachen“ dieser Schluß abzuleiten ist, ist im Gesetz nicht näher determiniert. So kommen alle 

Tatsachen in Betracht, die in sachlicher Weise den Schluß auf einen künftigen Mißbrauch zulassen (mit 

umfangreichen Judikaturnachweisen, Hauer/Keplinger, Waffengesetz 1996, Kurzkommentar, § 12 WaffG, S. 69, L). 

 

2. Als wesentliches Tatsachensubstrat wird mir von der belangten Behörde das verbotene Führen einer 

Faustfeuerwaffe, geladen mit Hohlspitzmunition in alkoholisiertem Zustand zur Last gelegt. 

 

Mir wird in Feinster Weise das Begehen irgendeines Aggressionsdeliktes, irgendein Setzen einer aggressiven 

Handlung vorgeworfen. 

 

Dazu ist wie folgt auszuführen: 

 

3. Die Staatsanwaltschaft U legte mir zur Last, 

 

[Ich] „habe am 08.01.2017 um 02:40 Uhr in der Diskothek „X“ in W, in einem alkoholisierten Zustand von 2,32 

Promille, wenn auch nur fahrlässig, unbefugt eine Schußwaffe der Kategorie „B“, nämlich, eine Waltfhjer PPQ45, Nr. 

**** samt angestecktem Magazin, gefüllt mit 10 Stk. Munition, mit [mir] geführt, ohne einer Tätigkeit im 

Sicherheitsgewerbe oder als Berufsdetektiv für Bewachungs- und Personenschutz nachzugehen.“ 

 

Ich hätte hiedurch das Vergehen des unerlaubten Führens von Waffen nach § 50 Abs. 1 Z 1 WaffG begangen und sei 

hierfür nach dieses Gesetzesstellte zu bestrafen.  

 

4. Gemäß § 21 Abs. 2 Waffengesetz 1996 (WaffG) hat die Behörde verläßlichen EWRBürgern, die das 21. Lebensjahr 

vollendet haben und einen Bedarf zum Führen von Schußwaffen der Kategorie B nachweisen, einen Waffenpaß 

auszustellen. 

 

Wird ein Waffenpaß nur im Hinblick auf die besonderen Gefahren ausgestellt, die bei der Ausübung einer bestimmten 

Tätigkeit auftreten, so hat die Behörde die Befugnis zum Führen durch einen Vermerk im Waffenpaß so zu 

beschränken, daß die Befugnis zum Führen erlischt, sobald der Berechtigte diese Tätigkeit künftig nicht mehr 

ausüben will oder darf. Tritt dies ein, so berechtigt ein solcher Waffenpaß nur mehr zum Besitz der Waffen im 

bisherigen Umfang; einer gesonderten Rechtfertigung bedarf es hierfür nicht (§ 21 Abs. 4 

WaffG). 

 

5. Ich war am 08.01.2017, sohin zum „Tatzeitpunkt“ Inhaber eines von der Bezirkshauptmannschaft Y ausgestellten 

Waffenpasses.  

 

Dieser Waffenpaß war im Sinne des § 21 Abs. 4 WaffG beschränkt. 

 

Nach ständiger Judikatur begrenzt der in § 21 Abs. 4 WaffG vorgesehene „Beschränkungsvermerk“ für Waffenpässe 

die Berechtigung zum Führen von Waffen der Kategorie B auf die Dauer jener Tätigkeiten, die den Bedarf zum 

Führen von Waffen begründen. Mit dem Ende dieser Tätigkeit erlischt die Befugnis zum Waffenführen ex lege. Die 

Berechtigung zum Besitz bleibt hingegen aufrecht, (mit Judikaturhinweisen Keplinger/Löff, Waffengesetz3, 

Praxiskommentar, zu § 21 Abs. 4 WaffG, S. 174, RZ 6.). 
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Da der am 15.07.2009 von der BH Y ausgestellt Waffenpaß mit der Nummer ****, auf die Dauer der Tätigkeit als 

Berufsdetektiv für den Bewachungs- und Personenschutz ausgestellt war, ist zu prüfen, ob ich die Tätigkeit des 

Berufsdetektivs für den Bewachungs- und Personenschutz beendet habe oder nicht. 

 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, ist deutlich darauf hinzuweisen, daß Beschränkungsvermerke im Sinne des § 

21 Abs. 4 WaffG zur Folge haben, „daß lediglich im Falle der Änderung (Berufswechsel) oder der Einstellung 

(Ruhestand) der im Vermerk bezeichneten Tätigkeit die Berechtigung zum Führen von Schußwaffen der Kategorie B 

automatisch wegfällt (Erlaß des BMI, BMI-VA1900/0262-III/3/2012; Keplinger/Löff, Waffengesetz3, 

Praxiskommentar, S. 175, Mitte). 

 

Im gegenständlichen Fall ist daher zu prüfen, ob ich meine Tätigkeit als Berufsdetektiv für den Bewachungs- und 

Personenschutz zum „Tatzeitpunkt“ beendet hatte. Ob ich zum „Tatzeitpunkt“ gerade „im Dienst“ war oder nicht, ist 

für die rechtliche Beurteilung völlig irrelevant. 

 

Ich übe für die CC, DD, Adresse 2, Y, seit ca. 2009 die Tätigkeit des Personenschützers aus. Am 07. und 08.01.2017 

war ich im Rahmen der gewerblichen Tätigkeit der EE in deren Auftrag tätig. 

 

Im Zeitraum vom 24.02.2008 bis 14.02.2010 war ich zusätzlich als Berufsdetektivassistent bei der FF GmbH & Co 

KG beschäftigt. Zum derzeitigen Zeitpunkt (zum Tatzeitpunkt) bin ich sozusagen „auf Abruf“ tätig, bei personellen 

Engpässen oder dergleichen werde ich von der FF GmbH & Co KG eingesetzt werden.  

 

Zusammengefaßt ist daher festzuhalten, daß ich zum „Tatzeitpunkt“ berechtigt war, eine Schußwaffe der Kategorie 

B zu führen. Ich habe meine Tätigkeit als Berufsdetektiv für den Bewachungs- und Personenschutz nicht beendet. 

 

Beweis: Einvernahme meiner Person 

GG, Adresse 2, Y 

II, p.A. FF GmbH & Co KG, Adresse 3, V 

 

6. Mit Urteil des Bezirksgerichtes Y vom 31.05.2017 wurde ich vom wider mich erhobenen Strafantrag der 

Staatsanwaltschaft U wegen § 50 Abs. 1 Z 1 WaffG rechtskräftig freigesprochen. 

 

Die belangte Behörde vermeint nunmehr, daß es für die Verhängung eines Waffenverbotes gleichgültig sei, ob der 

Betroffene wegen einer Tatsache strafgerichtlich verfolgt oder verurteilt worden sei, da § 12 Abs. 1 WaffG keine 

strafbaren Verhaltensweisen verlangen würde. Dies ist unbestritten, das Setzen eines strafbaren Deliktes ist nicht 

Voraussetzung für die Verhängung eines Waffenverbotes nach § 12 WaffG. 

 

Die belangte Behörde ist aber auf den wesentlichen Umstand hinzuweisen, daß sie erwiesene Tatsachen festzustellen 

hat und auf Basis dieser erwiesenen Tatsachen eine Prognoseentscheidung durchzuführen hat. Für das Treffen von 

erwiesenen Feststellungen ist das Führen eines entsprechenden Ermittlungsverfahrens notwendig. 

 

Es ist nun hochgradig absurd, wenn das Bezirksgericht Y nach Durchführung eines gerichtlichen Strafverfahrens 

(samt Hauptverhandlung und Einvernahme der beteiligten Personen) zu dem Schluß kommt, daß ich das mir 

vorgeworfene Delikt nicht gesetzt habe und die belangte Behörde ohne Durchführung eines Ermittlungsverfahrens 

(respektive durch bloßes Aktenstudium) genau zum gegenteiligen Schluß kommt. Auf Basis des Akteninhaltes kann 

daher keine rechtsgültige Feststellung dahingehend getroffen werden, daß ich unbefugt eine Faustfeuerwaffe geführt 

hätte. 

 

Da sohin eine entsprechende Feststellung (erwiesene Tatsachen) nicht getroffen werden kann, kann auch keine für 

mich negative Prognoseentscheidung im Sinne des § 12 Abs. 1 WaffG getroffen werden. 

 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, daß ich mit der Waffe keinen Mißbrauch zu vertreten hätte, die Waffe wurde bloß 

geführt und eben offensichtlich durch das Hochrutschen der Kleidung von Dritten gesehen. 

 

Auch wurde ich trotz des Alkoholisierungsgrades inhaltlich als „Herr meiner Sinne“ und als gefaßt und kontrolliert 

beschrieben. 

 

Ein Waffenverbot kann sohin auch mit diesem Tatsachensubstrat nicht gerechtfertigt werden.  

 

Grotesk mutet die folgende Ausführung im Bericht der PI Y an (auf den sich das Waffenverbot stützt): „A wurde im 

Zuge der Amtshandlung immer provokanter gegenüber den Polizeibeamten, er hob ständig die Hände wie ein 

Schwerverbrecher, mahnte die Beamten nicht so aggressiv zu sein, obwohl keiner der vier anwesenden Beamten 

sich aggressiv verhielt. Er fühlte sich durch das Verhalten der Beamten in seiner Privatsphäre stark beeinträchtigt.“ 

(Bericht der PI Y vom 23.02.2017, S. 3)  

 

Auch wenn der Bericht von einem Revierinspektor der Polizeiinspektion Y verfaßt wurde, ist schon zu fragen, auf 

welchen statistisch relevanten Erfahrungen des Beamten mit Schwerverbrechern diese Einschätzung beruht. 

 

Zusätzlich ist wohl das Heben der Hände gerade das Gegenteil einer Aggressionshandlung und wäre es absurd, 

aufgrund dieser Demuts- und Unterwürfigkeitsgeste auf einen qualifizierten Mißbrauch mit Waffen zu schließen. 

 



- 4 - 

 

Wenn ein Polizeibeamter es bereits als Provokation gegenüber den Polizisten ansieht, wenn eine beamtshandelte 

Person die Flände hebt, dann ist an der Einschätzungsfähigkeit dieses Beamten zu zweifeln. Eine Provokation durch 

das Heben der Hände, selbst wenn sie eine solche sein sollte, was bestritten wird, rechtfertigt aber ebenfalls kein 

Waffenverbot im Sinne des § 12 Abs. 1 WaffG. 

 

Beweis: PV 

 

7. Weiters führt die belangte Behörde aus, daß die geladene „Expansivmunition“ ausschließlich beim Sportschießen 

eingesetzt bzw. verwendet werden dürfte. 

 

Selbst wenn das Führen der geladenen Munition verboten gewesen wäre, kann darauf wohl kein denklogischer 

Schluß auf einen qualifizierten Mißbrauch mit Waffen gezogen werden.  

 

Im übrigen ist auf den eindeutigen Wortlaut des § 17 Abs. 2 WaffG zu verweisen: „Der Bundesminister für Inneres 

hat Munition für Faustfeuerwaffen mit Expansivgeschoßen sowie Geschoße für diese Munition mit Ausnahme solcher 

für Jagd- und Sportwaffen, durch Verordnung zu verbieten.“ 

 

Dies bedeutet, daß der Bundesminister für Inneres eben ermächtigt ist, den Besitz von derartigen 

Expansivgeschoßen mit Ausnahme solche für Jagd- und Sportwaffen zu verbieten. Nach der Judikatur des 

Verwaltungsgerichtshofes sind Verordnungen gesetzeskonform auszulegen. Die gegenständliche Verordnung des 

Bundesministers für Inneres kann daher bei gesetzeskonformer Interpretation nur so verstanden werden, daß 

Munition mit Expansivgeschoßen mit Ausnahme solcher für Jagd- und Sportwaffen verboten ist. Bin ich nun 

entsprechender Sportschütze - wie amtsbekannt — und besitze ich derartige Munition für das Sportschießen - wie 

amtsbekannt - dann kann nicht darauf geschlossen werden, daß diese Munition lediglich beim Sportschießen 

eingesetzt bzw. verwendet werden darf. Eine derartige Einschränkung ist dem WaffG einfach nicht zu entnehmen. 

 

Demgemäß erfolgte hinsichtlich dieses Führens der gegenständlichen Expansivmunition nicht einmal eine Anklage 

durch die Staatsanwaltschaft! 

 

Selbst wenn man unter Überstrapazierung sämtlicher Auslegungsmethoden zu dem Schluß kommen sollte, daß das 

Führen dieser Munition unzulässig sein soll, dann kann wohl daraus kein Schluß auf einen qualifizierten Mißbrauch 

mittels Waffen durch mich getroffen werden. 

 

Beweis: wie bisher 

 

8. Geradezu absurd sind die Feststellungen und der daraus gezogene Schluß eines qualifizierten Mißbrauchs mit 

Waffen, daß es bereits Ende Dezember 2013 zu einem Vorfall in der Diskothek „X“ gekommen wäre, bei dem ich 

ebenfalls unter starkem Alkoholeinfluß gestanden wäre und bei dem ebenfalls Waffen bzw. in diesem Fall ein Messer 

eine Rolle gespielt hätten. Die Behörde schließt daraus, daß selbst trotz des Umstandes, daß dieses Verfahren mit 

einem Freispruch geendet hat, der Vorfall zumindest einen sorglosen Umgang mit Waffen und den damit 

verbundenen Gefahren bezeugen würde. 

 

Wenn irgendwo ein Messer eine Rolle gespielt hat daraus zu schließen, daß eine anwesende Person einen sorglosen 

Umgang mit Waffen zu vertreten hätte, kann nur als denkunlogisch und absurd bezeichnet werden. 

 

Beweis: wie bisher 

 

9. Welchen Zusammenhang die Ausführungen der belangten Behörde zur Zulässigkeit des Ermitdungsverfahrens 

(zur Einleitung des Ermitdungsverfahrens) und dem Umstand, daß mir das Ergebnis des Ermitdungsverfahrens nicht 

mitgeteilt wurde, haben soll, vermag ich nicht zu erschließen. 

 

10. Aus den angeführten Gründen wäre daher kein Waffenverbot auszusprechen gewesen und stelle ich 

nachstehende 

 

Beschwerdeanträge: 

 

1. Die belangte Behörde möge diese Beschwerde dem zuständigen Verwaltungsgericht vorlegen; 

 

2. dieses möge eine mündliche Beschwerdeverhandlung anberaumen, die beantragten Beweise aufnehmen und den 

angefochtenen Bescheid ersatzlos beheben, in eventu 

 

3. eine mündliche Beschwerdeverhandlung anberaumen, die beantragten Beweise aufzunehmen und das Verfahren 

zur Ergänzung an die belangte Behörde zurückverweisen.“ 
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Zur Sachverhaltsfeststellung wurde in den vorgelegten Verwaltungsakt der belangten 

Behörde Einsicht genommen und am 18.12.2017 – wie vom Beschwerdeführer beantragt – 

eine öffentliche mündliche Beschwerdeverhandlung durchgeführt. 

 

Zum Sachverhalt befragt gab der Beschwerdeführer dabei Folgendes an: 

 

„Meine Aussage in der Hauptverhandlung beim BG Y am 30.05.2017 und meine Aussage vor 

der Polizeiinspektion in Y in Beisein meines Rechtsanwaltes am 10.02.2017 stimmen mit dem 

tatsächlichen Geschehen überein. Es hat sich so abgespielt, wie es von mir geschildert 

wurde.  

 

Ich war selbst überrascht, als ich das Ergebnis der Alkomatmessung gesehen habe. Ich hätte 

mir nicht gedacht, dass ich einen so starken Alkoholgehalt in meiner Atemluft aufweise. Ich 

möchte festhalten, dass es sich um eine Messung mit einem Alkomatvortestgerät gehandelt 

hat. Ich fühlte mich nicht stark betrunken. Zur getrunkenen Alkoholmenge verweise ich auf 

meine Aussagen.  

 

Auf Frage gebe ich an, dass ich weiß, dass der Türsteher JJ, den ich vom Sehen her kenne, 

keine waffenrechtliche Urkunde besitzt. Ich wurde von J aufgefordert, die Waffe, die ich 

mittrug, abzugeben. Ich machte ihn darauf aufmerksam, dass ich ihn die Waffe nicht 

übergeben könne. Nachdem ich ihn gefragt habe, ob er eine waffenrechtliche Urkunde 

besitzt. Dann ging es so weiter, dass ich die Waffen abgeben sollte, weil das seine Chefin so 

wollte und die Polizei schon verständigt worden wäre. Als Grund für die Verständigung der 

Polizei wurde mir angegeben, dass jemand eine Waffe bei mir gesehen hätte. Es wurde dann 

so abgewickelt, dass ich die Waffe in einen Rucksack des Türstehers gab. Ich bin dann mit J 

in den Abstellraum gegangen. Dort lag ein Rucksack. In diesem Rucksack gab ich meine 

Faustfeuerwaffe. Der Rucksack wurde verschlossen. Wer den Rucksack verschlossen hat, 

weiß ich heute nicht mehr. Ich habe noch gefragt, welcher der Rucksack des Js sei. Er zeigte 

mir seinen Rucksack. In diesem wurde die Waffe von mir hineingelegt. Die Waffe im 

Rucksack verblieb samt Rucksack im Abstellraum. Ich ging dann wieder mit Herrn J vor den 

Abstellraum hinaus. Also vor dem Abstellraum bei geöffneter Tür. Die Tür war nicht 

verschlossen. Wir blieben aber unmittelbar vor der Tür stehen. Die Polizei ist relativ rasch 

dann auch wieder gekommen.  

 

Auf Frage, warum ich der Aufforderung der Privatperson überhaupt folge und die Waffe von 

mir weggelegt habe, gebe ich an, dass ich kein Aufsehen erregen wollte und laut Mitteilung 

des Türstehers die Polizei schon verständigt worden sei. Ich möchte dazu ergänzen, dass es 

sich nicht um eine normale Privatperson handelt, sondern um den Sicherheitsmitarbeiter der 

Diskothek. Ich wollte einfach kein Aufsehen erregen. Wenn ich gegangen wäre, hätte mich 

sicher die Polizei dann noch verfolgt oder beanstandet. Ich wollte eben auf die Polizei warten, 

um Probleme zu verhindern.  

 

Auf Befragen, was es mit der Diversion, die von mir in der Hauptverhandlung angegeben, 

wurde auf sich hat, gebe ich an, dass es sich hierbei um einen Vorfall in der Hauptschule 

gehandelt hat. Es handelte sich um eine Rauferei in der Schule. Die Diversionsmaßnahme 

war eine Schadenswiedergutmachung. Der Vorfall liegt fast 20 Jahre zurück. Ansonsten weist 
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meine Strafregisterauskunft keine Vorstrafen auf. Ich habe auch nie schwerwiegende 

Verwaltungsübertretungen begangen. Ich besitze seit ca 10 Jahren auch einen Führerschein. 

Dieser wurde mir nie entzogen. Ich habe auch eine Gewerbeberechtigung für den Betrieb 

eines Fitnessstudios. Die Gewerbeberechtigung wurde bei der Bezirkshauptmannschaft Y 

angemeldet. Der Führerschein ist von der Bezirkshauptmannschaft Y ausgestellt worden.  

 

Die Gewerbeberechtigung wurde auch nicht entzogen. Ich übe dieses Gewerbe auch aus. Ich 

bin hauptberuflich selbstständiger Kampfsporttrainer im Rahmen meines Gewerbes. Ich habe 

keine Mitarbeiter.  

 

Ich war auch bis zum Vorfall Sportschütze. Bis zur Verhängung des Waffenverbotes war ich 

aktives Mitglied beim Schießsportvereinen KK in T, beim LL Y und Trainingsleiter beim MM Y. 

MM heißt MM Y. Bis zum Waffenverbot habe ich auch aktiv am Training und an 

Schießwettkämpften teilgenommen.“ 

 

Festgehalten wird, dass es sich beim Beschwerdeführer um eine unbescholtene Person 

handelt. Gegen den Beschwerdeführer scheinen keine Strafvormerkungen und kein für das 

gegenständliche Verfahren relevante Verwaltungsstrafvormerkungen auf. Der Vorfall aus dem 

Jahre 2013 endete mit einem Freispruch des Beschwerdeführers betreffend das Vergehen der 

gefährlichen Drohung nach § 107 Abs 1 StGB. Das wegen des Verdachtes des Vergehens des 

unerlaubten Führens von Waffen nach § 50 Abs 1 Z 1 Waffengesetz beim BG Y anhängige 

Verfahren betreffend den Vorfall vom 08.01.2017 in der Diskothek X endete ebenfalls mit 

einem Freispruch wegen Fehlens der gerichtlichen Strafbarkeit wegen des vorhandenen 

Waffenpasses. Das zuständige Strafgericht ist also von einem rechtmäßigen Führen einer 

Faustfeuerwaffe im Rahmen des vorhandenen Waffenpasses ausgegangen. 

 

Grundsätzlich ist für die Verhängung eines Waffenverbots eine erfolgte missbräuchliche 

Verwendung von Waffen nicht Voraussetzung. Wenn aufgrund objektiver 

Sachverhaltsmerkmale eine qualifiziert rechtswidrige Verwendung von Waffen zu befürchten 

ist, hat die Behörde nach § 12 Abs 1 Waffengesetz vorzugehen und ein Waffenverbot 

auszusprechen, ohne das ein bisher untadeliges Vorleben entgegenstünde (VwGH 

22.05.2013, 2013/03/0025). Ein übermäßiger Alkoholkonsum vermag für sich allein ein 

Waffenverbot nicht zu rechtfertigen. Selbst ein chronischer Alkoholüberkonsum rechtfertigt 

kein Waffenverbot, wenn nicht zusätzliche Gefährdungsmomente hinzutreten (vgl VwGH 

29.11.1994, 94/20/0334). 

 

Im gegenständlichen Fall liegen bestimmte Tatsachen vor. Diese rechtfertigen jedoch die 

Annahme noch nicht, dass der Beschwerdeführer durch missbräuchliches Verwenden von 

Waffen Leben, Gesundheit oder Freiheit von Menschen oder fremdes Eigentum gefährden 

könnte. Der Beschwerdeführer ist im Besitz eines Führerscheins und einer 

Gewerbeberechtigung. Bestimmte Tatsachen, die eine negative Zukunftsprognose iSd § 12 

Abs 1 WaffG rechtfertigen können, liegen nicht vor. Die Tatsache, dass der Beschwerdeführer 

zwar berechtigt aber doch stark alkoholisiert eine Faustfeuerwaffe mit sich führte und diese 

freiwillig zur Verwahrung ablegte, mag zwar Bedenken hinsichtlich der gemäß § 8 WaffG für 

Inhaber von waffenrechtlichen Urkunden geforderten Verlässlichkeit nach sich ziehen, die 

wesentlich strengeren Voraussetzungen zur Verhängung eines Waffenverbotes nach § 12 Abs 
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1 WaffG erfüllt dieses Verhalten jedoch noch nicht. Auch der Vorfall aus dem Jahre 2013 

reicht noch nicht aus, um ein Waffenverbot im Sinne des § 12 Abs 1 WaffG begründen zu 

können, da der Sachverhalt und der Geschehensablauf nicht zweifelsfrei nachvollzogen 

werden konnte und schlussendlich das Verfahren mit einem gerichtlichen Freispruch endete. 

 

Zusammenfassend liegen beim Beschwerdeführer die Voraussetzungen für die Verhängung 

eines Waffenverbotes nach § 12 Abs 1 WaffG nicht vor und war der Beschwerde daher 

stattzugeben und der angefochtene Waffenverbotsbescheid aufzuheben. 

 

 

II. Unzulässigkeit der ordentlichen Revision: 

 

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage iSd Art 133 Abs 4 B-VG zu 

beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Die gegenständliche Entschheidung 

weicht auch von der vorhandenen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht ab. 

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g 

 

Soweit die ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof in Wien für zulässig erklärt 

worden ist, kann innerhalb von sechs Wochen ab dem Tag der Zustellung dieser 

Entscheidung eine ordentliche Revision erhoben werden. Im Fall der Nichtzulassung der 

ordentlichen Revision kann innerhalb dieser Frist nur die außerordentliche Revision an den 

Verwaltungsgerichtshof erhoben werden.  

 

Jedenfalls kann gegen diese Entscheidung binnen sechs Wochen ab der Zustellung 

Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof, Freyung 8, 1010 Wien, erhoben werden. 

Die genannten Rechtsmittel sind von einem bevollmächtigten Rechtsanwalt bzw einer 

bevollmächtigten Rechtsanwältin abzufassen und einzubringen, und es ist eine 

Eingabegebühr von Euro 240,00 zu entrichten. Die Beschwerde an den 

Verfassungsgerichtshof ist direkt bei diesem, die (ordentliche oder außerordentliche) Revision 

an den Verwaltungsgerichtshof ist beim Landesverwaltungsgericht Tirol einzubringen. 

 

Es besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die Beschwerde 

beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Ein solcher Verzicht hat zur Folge, dass eine 

Revision an den Verwaltungsgerichtshof und eine Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof 

nicht mehr erhoben werden können. 

 

 

Landesverwaltungsgericht Tirol 

Mag. Dr. Rieser 

(Richter) 

 

 

 


